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1 . Anlässe und Ursachen des Personalabbaus 

Personalabbau und -freisetzung sind den personalwirtschaftlichen 
Funktionsbereichen zuzuordnen. Sie stehen oft in einem engen sachli­
chen oder zeitlichen Zusammenhang zueinander und sind in vielfältiger 
Form miteinander verknüpft (Hentze 1986) . 

Personalabbau wird deutlich durch eine rückläufige quantitative Perso­
nalstandsentwicklung, wie sie insbesondere im Quervergleich zwischen 
bestimmten Referenzstichtagen erkennbar wird und dabei zugleich 
auch die entsprechenden Zeiträume markiert ( R K W 1978) . Diese Ver­
änderung braucht sich nicht auf die gesamte Unternehmung bzw. Insti­
tution zu beziehen (totaler Personalabbau) und kann insofern auch nur 
Teilbereiche berühren (partieller Personalabbau). Auf jeden Fall ist diese 
(rückläufige) Form der Veränderung des Personalstandes, die zugleich 
von stagnierenden und expandierenden Entwicklungen in denselben 
oder in anderen Unternehmungsbereichen begleitet sein kann, mit ein 
Ausdruck der jeweiligen, in der Regel nur mehrdimensional zu erfassen­
den Unternehmungsentwicklung (Bleicher 1978) . 

Personalfreisetzungen verkörpern die mehr oder weniger geplante bzw. 
kausal abzuleitende Folge von Personalabbauüberlegungen. Dabei sind so­
wohl innerbetrieblich (Versetzung, Umsetzung) als auch außerbetrieblich 
(Einzelkündigung, Massenentlassung) ausgerichtete Freisetzungsformen 
zu unterscheiden (Zander 1987) . Beiden Formen ist gemeinsam, daß 
ein Arbeitsplatz „frei" wird. Unterschiede ergeben sich hingegen im Hin­
blick auf die Frage, inwieweit der „freigesetzte" Mitarbeiter einen neuen 
Arbeitsplatz im einzel- oder im gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang 
erhält bzw. welche Institutionen für die Lösung der jeweiligen Freiset­
zungsproblematik zuständig oder dabei behilflich sind. Aspekte des Per­
sonalabbaus und der Personalfreistellung (Deters et al. 1985) sind aus 
den Aufgabenbereichen im Personalwesen angesichts vieler Strukturverän­
derungen in nahezu allen Industriebranchen nicht mehr wegzudenken. 
Auch wenn diese Entwicklung z.B. aus ethischen Gründen verständli­
cherweise zu bedauern ist - und etwa der Begriff „Personalfreisetzung" 
als zynische Umschreibung für den Verlust des Arbeitsplatzes bezeich­
net werden kann - , so ist dennoch unverkennbar, daß die Arbeitgeber-
Arbeitnehmer-Beziehungen, insbesondere auch zwischen den Tarif- und 
den Sozialpartnern hiervon nachhaltig beeinflußt werden. Dies wirft 
wiederum die Frage auf nach einer entsprechenden Personalpolitik und 
den daraus abzuleitenden personalwirtschaftlichen Instrumenten. 

Beide Funktionsbereiche lassen sich näher beschreiben hinsichtlich 
unterschiedlicher Anlässe und Formen sowie typischer Ablaufmuster 
(Phasen) und ihrer jeweiligen Folgen. 
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Personalabbau läßt sich insbesondere auf folgende Ursachenkomplexe 
zurückführen (Hentze 1 9 8 6 ; Beters et al 1 9 8 5 ; Habbel/Posth 1 9 7 5 a), 
die sowohl in einen (kurz- bis mittelfristigen) konjunkturellen und sai­
sonalen als auch in einen (mittel- bis langfristigen) strukturellen 
Zusammenhang einzuordnen sind: 

(1) Rückläufige konjunkturelle Entwicklungen wirken sich auf Bran­
chen bzw. auf die Betriebe einer Volkswirtschaft durchaus unter­
schiedlich aus und schlagen sich unter Umständen in entsprechen­
den Absatz- und Produktionsrückgängen nieder. Dabei ist bei 
zunehmender internationaler Verflechtung einerseits eine wach­
sende Abhängigkeit von weltwirtschaftlichen Entwicklungen fest­
zustellen. Dies kann jedoch andererseits bei regional unterschiedli­
chen Konjunkturzyklen auch zur Stabilisierung der betrieblichen 
Beschäftigungssituation beitragen. Ist dieser Sachverhalt jedoch 
nicht gegeben, ist eine Anpassung des Beschäftigungsgrades erfor­
derlich, der in unterschiedlichen Umfangen und Intensitätsgraden 
vorzunehmen ist. Im Extremfall ist der gesamte Betrieb betroffen. 
Betriebsstillegungen sind dann die Folge. 

(2) Saisonal bedingte Beschäftigungsschwankungen sind zunächst 
unabhängig von konjunkturellen Entwicklungen zu sehen. Im 
Extremfall können zeitweiligen Betriebsstillegungen - ebenfalls 
befristet - hohe Auslastungsgrade gegenüberstehen. Die Ursachen 
für derartige Schwankungen lassen sich sowohl auf Verbrauchsge­
wohnheit und das Absatzprogramm (saisonabhängige Genußmittel) 
als auch auf das Fertigungsverfahren und das Produktionspro­
gramm (z. B. landwirtschaftliche Produkte) zurückführen. 

(3) Veränderungen der Wirtschaftsstruktur überlagern die bereits 
erwähnten konjunkturellen Veränderungen und wirken oftmals in 
einem langfristigen Zusammenhang. Etwa aufgrund veränderter 
Nachfragestrukturen, anderer Produkte und Märkte erfolgen posi­
tive oder negative Beschäftigungseffekte innerhalb oder zwischen 
bestimmten Branchen und Regionen. Insofern sind auch hier unter­
schiedliche Umfangs- und Intensitätsgrade des Personalabbaus zu 
erwarten. Besonders drastische Veränderungen kennzeichnen dabei 
die Situation in den neuen Bundesländern nach dem Übergang zur 
Marktwirtschaft. 

(4) Technologische Veränderungen: Neue Technologien (Wagner 1991) 
beeinflussen vielfach sowohl die quantitative als auch die qualita­
tive Personalbedarfsermittlung. Dabei ist einerseits in einem gewis­
sen Umfange die Substitution menschlicher Arbeit durch den Ein­
satz von Sachmitteln infolge von Mechanisierung und Automation 
festzustellen (z. B. durch Handhabungsautomaten im Fertigungsbe­
reich), andererseits bewirkt der Einsatz neuer Informations- und 
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Fertigungstechnologien oftmals eine Veränderung der Qualifika­
tionsstruktur (Bühner 1987) . 

(5) Organisatorische Veränderungen können sich sowohl auf die Auf­
bau- als auch auf die Ablauforganisation beziehen und sollen eine 
zweckmäßigere Zuordnung von Aufgaben, Personen und Sachmit­
teln gewährleisten (Kosiol 1976) . Grundsätzlich stellen sie keinen 
Selbstzweck dar. Insofern stehen sie mit den anderen Ursachenkom­
plexen in einem derivativen Zusammenhang, der u. a. auch im Hin­
blick auf einen veränderten Personalbedarf unterschiedliche Gestal­
tungsspielräume offenläßt. 

2 . Formen des Personalabbaus 

Grundsätzlich ist zwischen dem direkten Personalabbau und vorbeu­
genden Maßnahmen zu unterscheiden, die einem indirekten Personalab­
bau bzw. seiner Vermeidung gleichkommen. In der Unternehmungspra­
xis unterscheidet man darüber hinaus je nach dem Ausmaß der 
persönlichen Betroffenheit zwischen „harten" und „weichen" Formen 
des Personalabbaus (vgl. Abb. 1). 

Alternative Maßnahmen zum direkten Personalabbau sind insbesondere 
nur dann sinnvoll durchführbar, wenn die Unternehmungsentwicklung 
auch durch expandierende Tendenzen, etwa in bestimmten Unterneh­
mungsbereichen, gekennzeichnet ist oder eine rückläufige Beschäfti­
gungsentwicklung nur als vorübergehend angesehen wird, wenn etwa 
eine hohe Fluktuationsrate einen beabsichtigten Personalwechsel begün­
stigt, oder wenn die Gefahr eines drohenden Personalabbaus rechtzeitig 
erkannt worden ist. 

Letzteres setzt eine funktionierende Personalplanung voraus, deren Vor­
bereitungsgrad (Drumm/Scholz 1983) und strategische Ausrichtung 
(Ackermann 1987 ; Bleicher 1987) vielfach noch zu wünschen übrig 
läßt. Analytisch kann zwischen quantitativen und qualitativen Möglich­
keiten des indirekten Personalabbaus unterschieden werden (RKW
1978) (vgl. Abb. 1). 

In quantitativer Hinsicht ist wiederum zwischen verschiedenen Mög­
lichkeiten der Arbeitszeitgestaltung und unterschiedlichen personalwirt­
schaftlichen Reaktionsformen zu differenzieren. Zu den letztgenannten 
Möglichkeiten zählt insbesondere der Einstellungsstopp, der je nach der 
Höhe der Fluktuationsrate und der Struktur des nach wie vor eventuell 
vorhandenen Personalbedarfs unterschiedlich restriktiv gehandhabt
werden kann. Darüber hinaus ist, sofern hinreichend vorhanden, der 
Abbau von Leiharbeit und die NichtVerlängerung von Zeitverträgen zu 
erwähnen. Große personalwirtschaftliche Bedeutung kommt nicht
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Produktionsplanung 
Personalplanung 

erweiterte Lagerhaltung 
Rücknahme von Fremdaufträgen 
Vorziehen von Reparatur- und 
Erneuerungsaufgaben 
Produktdiversifizierung 
Aufschub von Rationalisierungs-
Investitionen 

I. Vorbeugende 
oder alternative 
Maßnahmen 
zu direktem | 
Personalabbau quantitativ 

I 
qualitativ 

Arbeitszeitgestaltung 

Abbau von Überstunden/Sonder­
schichten 
Kurzarbeit 
Veränderung der regulären 
Arbeitszeiten (durch Betriebs-
vereinbarung, Tarifabschluß) 
Urlaubsplanung und -abwicklung 
Umwandlung von Voll- in 
Teilzeitarbeitsplätze 

indirekter Personalabbau 

Einstellungsstopp 
.NichtVerlängerung von 
Zeitverträgen 
Abbau von Leiharbeit 
Umsetzungen/Versetzungen 

Arbeitsgestaltung 

(-inhalt, -intensität) 
Arbeitserweiterung 
Mehrstellenbegrenzung 
Besetzungsrichtlinien 

Qualifikation 

Ausbildung 
Fortbildung 
Umschulung 
qualifiziertes 
Anlernen 

II. Direkter 
Personalabbau 

direkter Personalabbau 
Frühpensionierung 
Aufhebungsverträge 
Entlassungen 

Einzelkündigungen 
Massenentlassungen 
Entlassungen nach 
Betriebsänderungen 
(nach § 111 BetrVG) 

Abbildung 1: Beschäftigungspolitische Anpassungsmöglichkeiten bei zu hohem 
Personalbestand (RKW Handbuch Personalplanung 1990 , S. 2U6) 

zuletzt möglichen Versetzungen zwischen einzelnen Abteilungen, Wer­
ken, Unternehmensbereichen u. ä. zu. Dabei ist nicht nur eine rechtzei­
tige und umfassende Personalplanung von großer Bedeutung, sondern 
auch bei der späteren Realisation viel Feinarbeit, guter Wille und sorg­
fältige Abstimmung zwischen den Sozialpartnern und den betroffenen 
Arbeitnehmern erforderlich, um die vielfach nicht unerheblichen Diskre­
panzen zwischen Anforderungs- und Eignungsprofil sowie personellen 
Wünschen und positioneilen Möglichkeiten zur Deckung zu bringen. 
Sofern durch Arbeitszeitgestaltung in indirekter Form Personalabbau 
ersetzt oder erleichtert werden kann, sind folgende Alternativen zu nen­
nen, deren Anwendungsbedingungen und -möglichkeiten jedoch stets 
kritisch zu prüfen sind: Abbau von Überstunden und Sonderschichten, Ein­
führung von Kurzarbeit (s. Abb. 2, S. 6 2 0 ) , vorgezogene Abwicklung des 
Jahresurlaubs im Rahmen der Urlaubsplanung und -Umsetzung, Verän­
derung der regulären Arbeitszeiten auf betrieblicher oder auf tarifver­
traglicher Ebene sowie die Umwandlung von Voll- in Teilzeitarbeitplät-
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Interne Prüfung der wirtschaftl ichen und rechtl ichen Voraussetzungen für Kurzarbeit 
(§ 64 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 AFG) 

Planung der zeitl ichen und personel len Durchführung entsprechend 
§ 6 4 Abs. 1 Ziff. 3 AFG 

1 l 
Führungskräfte über beabsicht igte 
Kurzarbeit informieren 

Information des Wirtschaftsausschusses über 
wirtschaftl iche Situation und Unterrichtung über 
geplante Einführung von Kurzarbeit 

i 
Vorklärung bei der zuständigen Arbeits­
verwaltung, ob die Zahlung von Kurzarbeiter­
geld zu erwarten ist. 

Beratung mit dem Betriebsrat über die Einführung Vorklärung bei der zuständigen Arbeits­
verwaltung, ob die Zahlung von Kurzarbeiter­
geld zu erwarten ist. 

W von Kurzarbeit 

Zust immung des Betriebsrates nach § 87 Abs. 1 
Ziff.3 BetrVG einholen; mögl ichst Abschluß einer 
Betr iebsvereinbarung 

: I 
Anzeige der Kurzarbeit beim Arbeitsamt gemäß § 64 Abs. 1 Ziff. 4 AFG unter Beilage 
der Zust immung des Betriebsrates bzw. der Betr iebsvereinbarung 

I ~
Nach Prüfung der Voraussetzung schriftl iche Verpflichtung des Arbeitsamtes Kurz­
arbeitergeld zu gewähren 

I 
Bekanntmachung der Kurzarbeit im Betrieb 

I 
Nach Ablauf der (tariflichen) Ankündigungsfr ist : Kurzarbeit 

Abbildung 2: Ablauf für die Planung von Kurzarbeit (RKW Handbuch Personal­
planung 1990 , S. 216) ; AFG = Arbeitsförderungsgesetz; BetrVG = Betriebs­

verfassungsgesetz 

zen ( R K W 1978 , S. 32) . Im Hinblick auf die Anwendungsbedingungen 
$ei nur erwähnt, daß Fragen der Arbeitszeitgestaltung der betrieblichen 
Mitbestimmung gemäß § 87 (1) BetrVG unterliegen und darüber hinaus 
insbesondere die Länge der Arbeitszeit tarifvertraglich festgelegt ist. 

Betrachtet man die qualitative Dimension der vorbeugenden Maßnah­
men zum direkten Personalabbau, so sind Aspekte des Arbeitsinhaltes 
und der Arbeitsintensität (Arbeitsgestaltung) sowie der Qualifikation zu 
erwähnen. Im ersteren Falle handelt es sich als Gegensatz zur Arbeits­
verdichtung um Ansatzpunkte zur Arbeitserweiterung, indem z. B. die 
Möglichkeit eingeschränkt wird, mehrere Stellen in Personalunion zu 
besetzen (Mehrstellenbegrenzung). Besetzungsrichtlinien, in denen z. B. 
mit Hilfe von Produktivitätskennziffern das Verhältnis von Produk­
tionsausstoß oder Maschinenanzahl und eingesetztem Personal festge­
legt ist, gehen in eine ähnliche Richtung. Problematisch ist hierbei oft, 
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daß ein Kurieren an Symptomen erfolgt und die eigentliche Ursache, 
weshalb der Personalabbau erforderlich erscheint, nicht direkt ange­
gangen wird. Insofern handelt es sich um Entlastungsmaßnahmen von 
vorübergehender Natur, die bei zu langem Einsatz zur Zementierung 
überkommener Strukturen führen können. Hingegen wird durch das 
Ansetzen an der Qualifikation der Mitarbeiter im Hinblick auf Aus- und 
Fortbildung, Umschulung und qualifiziertes Anlernen ( R K W 1978) ihre 
Flexibilität und Einsatzfähigkeit erhöht und so die Anpassung an ver­
änderte Arbeitsstrukturen erleichtert. 

Informations-VBeratungsrecht 

§ 106 BetrVG 
Wirtschafts­

ausschuß 

Mitwirkungsrecht • § 112 BetrVG * • Mitbestimmungsrecht 

Betriebsrat § 111 BetrVG 
Betriebsrat 

Interessenausgleich 

Maßnahmen 
I 

ob 
wann 
wie 
wo 

I 
wirtschaftliche/ 

technische/ 
organisatorische 
Gesichtspunkte 

-Bet r iebsänderungen- Sozialplan 

Auswirkungen 

ausgleichen 
mildern 

soziale/personelle 
Betrachtung 

wird zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat 
parallel in getrennten Verfahren verhandelt 

Einigungsstelle 

Einigung Einigungs-
, versuch 

keine 
Einigung 

Abschluß " 
des Verfahrens 

Spruch 
der Einigungsstelle 

Abschluß " 
des Verfahrens 

Spruch 
der Einigungsstelle 

Abbildung 3: Das Verfahren der Planung und Durchführung eines Interessenaus­
gleichs und Sozialplans (RKW Handbuch Personalplanung 1990 , S .241) 
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Sind die im einzelnen beschriebenen vorbeugenden Maßnahmen entwe­
der nicht rechtzeitig, umfassend und intensiv genug bedacht worden 
oder z. B. aus strukturellen, wirtschaftlichen Gründen nicht durchführ­
bar, verbleiben nur noch die direkten Möglichkeiten des Personalab­
baus, die in der Regel dem Verlust des Arbeitsplatzes gleichkommen 
und somit der außerbetrieblichen Personalfreisetzung entsprechen. 
Dabei handelt es sich insbesondere um die vorzeitige Verrentung von 
Mitarbeitern, den Abschluß von Aufhebungsverträgen sowie um Entlas­
sungen in der Form von Einzelkündigungen, Massenentlassungen und 
Entlassungen nach Betriebsänderungen, die üblicherweise in Form eines 
Sozialplanes geregelt sind (vgl. Abb. 3). 

3. Phasen des Personalabbaus 

Die Problematik des Personalabbaus ist nur dann sinnvoll zu behan­
deln, wenn sie rechtzeitig erkannt wird. Dies setzt nicht nur eine funk­
tionierende Personalplanung voraus (vgl. Kapitel 13 in diesem Hand­
buch), sondern auch ihre angemessene Integration in die anderen 
Teilsysteme der Unternehmungsplanung wie z. B. die Absatz- und Pro­
duktions-, die Forschungs- und Entwicklungs- sowie die Investitions-, 
Finanz- und Organisationsplanung. Dabei können folgende Phasen 
unterschieden werden (Wagner/Rinninsland/Brüggmann 1987) : 

(1) Problemstellungsphase 
Zunächst geht es insbesondere um das Planen, Erkennen und Erfas­
sen der Personalabbauproblematik {Habbel/Posth 1975 a). Dabei ist 
neben dem spezifischen Problemhintergrund von Interesse, welche 
Unternehmungsbereiche tangiert sind, von wem die Problematik 
erkannt wurde und welche internen oder externen Stellen die Pro­
blemanalyse vorgenommen haben. 

(2) Phase der Alternativensuche und -bewertung 
In dieser Phase werden Lösungskonzepte erarbeitet, indem unter­
schiedliche Problemlösungsalternativen ermittelt und auf ihren Bei­
trag zur Beseitigung oder Abmilderung der Personalabbauproble­
matik hin untersucht werden. Dabei ist bereits hier zu erwähnen, 
daß die Bewertung der Problemlösungsalternativen insbesondere in 
Abhängigkeit von Interessenlage, Zielsetzung, Expertise und 
Betroffenheit der beteiligten Aktoren im Bereich der Unterneh­
mungsführung, der Betriebs- und der Unternehmungsverfassung zu 
unterschiedlichen Ergebnissen führen können. 

(3) Verhandlungsphase 
Insbesondere bei komplexen, umfassenden Personalabbauproble­
men ist in diesem Zusammenhang von einer Verhandlungsphase 
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auszugehen, die wiederum in der Regel durch eine Informations­
phase (Information von Aufsichtsrat, Wirtschaftsausschuß und 
Betriebsrat/Gesamtbetriebsrat) durch Vertreter der Unternehmens­
leitung begonnen wird. In der Verhandlungsphase sind insbeson­
dere von Bedeutung die Zusammensetzung der Verhandlungskom­
missionen auf Seiten der Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter, 
die beabsichtigten Vertragsregelungen (tarifvertragliche Regelung, 
Interessenausgleich, Sozialplan), die Ausgangskonzepte und Ver­
handlungsstrategien beider Seiten sowie der Weg zur Einigung, 
eventuell unter Einschaltung einer Einigungsstelle, und das Ver­
handlungsergebnis. In der anschließenden 

(4) Ausführungsphase 
ist insbesondere zu nennen die Durchführung der erforderlichen 
organisatorischen und personellen Maßnahmen sowie die gezielte 
Steuerung und planmäßige Überwachung der bei der Durchfüh­
rung entstehenden Wirkungen (Habbel/'Posth 1975 a, Sp. 1466 ff.). 
Dies gilt nicht zuletzt auch für eine angemessene Behandlung der 
Personalfreisetzungsproblematik. 

4 . Ursachen und Folgen von Personalfreisetzungen 

Personalfreisetzungen erfolgen grundsätzlich aus 
- betriebsbedingten 
- verhaltensbedingten oder aus 
- personenbedingten 

Gründen (Zander 1987) . Betriebsbedingte Freisetzungen sind letztlich 
die Folge der bereits hinsichtlich des Personalabbaus genannten Anlässe 
und Ursachenkomplexe. Dabei handelt es sich in der Regel um Rationa­
lisierungsüberlegungen, welche sowohl die Fertigung (Schließung von 
Werken, Konzentration von Produktionsstandorten) als auch Vertriebs­
und Verwaltungsfunktionen im Rahmen von Kosteneinsparungspro­
grammen im Gemeinkostenbereich betreffen können (Wagner 1991) . 
Verhaltensbedingte Freisetzungen erfolgen insbesondere im Zusammen­
hang mit außerordentlichen Kündigungen, etwa bei disziplinarischem 
Fehlverhalten, grobem Vertrauensbruch, kriminellen Verfehlungen oder, 
insbesondere bei Führungskräften, wenn die Zusammenarbeit durch 
fehlende menschliche Harmonie nachhaltig gestört ist. Im zahlenmäßi­
gen Quervergleich dürften verhaltensbedingte Freisetzungen eher die 
Ausnahme darstellen. Personenbedingte Freisetzungen sind auf ein nicht 
mehr ausreichendes Eignungsprofil und damit verbundene Fähigkeitsde­
fizite zurückzuführen. Um Kündigungen zu vermeiden, empfiehlt sich 
eine permanente Anpassungsfortbildung in Verbindung mit einer indivi-



624 

duellen Personalentwicklung. Darüber hinaus sind arbeitsorganisatori­
sche Lösungsmöglichkeiten (Teilung von Aufgabengebieten, Schaffung 
von Arbeitsplätzen für leistungsgeminderte Mitarbeiter) denkbar. 

Die Folgen einer Personalfreisetzung können durchaus sehr gravierend 
sein. Dies gilt sowohl für inner- als auch für außerbetriebliche Freiset­
zungen, insbesondere dann, wenn der Verlust des bisherigen Arbeits­
platzes ungleich höher wiegt als das Äquivalent, das mit der neuen 
Funktion oder gar dem Zustand der Arbeitlosigkeit verbunden ist. Ins­
gesamt sind folgende Auswirkungen denkbar (Schulz 1987 ; Deters et 
al 1985 ) : 

(1) Individuelle Ebene 
Materielle Nachteile (Einkommenseinbußen und psychosoziale Fol­
gen (z.B. Persönlichkeitsstörungen, Ehe- und Familienprobleme, 
gesellschaftliche Diskriminierung). 

(2) Unternehmungsbezogene Ebene 
Zum Teil erheblichen Kosten für Sozialpläne (z. B. für Abfindungs­
angebote und für vorzeitigen Ruhestand) stehen Personaleinsparun­
gen gegenüber, die zumindest mittel- bis langfristig zu einer ent­
sprechenden Kostenentlastung führen sollen. Diese primär betriebs­
wirtschaftlichen Zusammenhänge sind wiederum in Verbindung 
mit psychosozialen Faktoren zu sehen. Infolge eines u. U. verschärf­
ten Leistungs- und Konkurrenzdrucks äußern sie sich z.B. in 
entsprechenden Produktivitätssteigerungen, denen allerdings häu­
fig ein höherer Krankenstand gegenübersteht. Steht der Abschluß 
eines Sozialplanes bevor, sinkt darüber hinaus vorübergehend die 
Fluktuationsrate. Wenn Mitarbeiter dennoch den Betrieb wech­
seln, handelt es sich häufig um denjenigen Personenkreis, der 
wegen seines relativ hohen Qualifikationsniveaus eigentlich 
gehalten werden sollte. Dies führt u.U. zu einem suboptimalen 
Personaleinsatz und zu personalwirtschaftlich ineffizienten Alloka-
tionseffekten. 

(3) Gesamtgesellschaftliche Ebene 
Lohnsteuer- und Sozialversicherungsausfälle, Zahlungen der Bun­
desanstalt für Arbeit und Arbeitslosengeld und -hilfe sowie an die 
Renten- und an die Krankenversicherung sowie steigende Ausgaben 
für Sozialhilfe gehören ebenso zu den gesellschaftlichen Kosten der 
Arbeitslosigkeit wie die Belastungen der Rentenversicherung durch 
die zunehmende Inanspruchnahme verschiedener Formen der vor­
zeitigen Verrentung (Glaubrecht/Wagner/Zander 1988) . Darüber 
hinaus ist auf mögliche Radikalisierungstendenzen bei einer 
gesamtgesellschaftlich als unzumutbar empfundenen Arbeitslosig­
keit zu verweisen (Schultz 1981) . Die Betrachtung dieser Faktoren 
macht ohne Zweifel deutlich, daß einer sinnvollen Planung des Per-
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sonalabbaus und der Behandlung von Personalfreisetzungen nicht 
nur aus rein betriebswirtschaftlichen, sondern auch aus volkswirt­
schaftlichen und gesellschaftspolitischen Gründen große Bedeutung 
zukommt. 

5 . Planung des Personalabbaus 

Geht man davon aus, daß „Mitarbeiter aller Stufen das mit Abstand 
wichtigste Produktionsmittel darstellen, mit dessen Einsatz irgendwel­
che betrieblichen Ziele überhaupt erst erreicht werden können" (Mag 
1986 , S. 194) , wird unmittelbar deutlich, daß die Personalplanung als 
integrativer Bestandteil der unternehmerischen Gesamtplanung anzuse­
hen ist. Personalplanung ist insofern eng mit der Organisationsplanung 
und damit in Zusammenhang stehenden strategischen Überlegungen 
verknüpft, da sich aus einer bestimmten Aufgabenanalyse und -Synthese 
(Kosiol 1976) ein Stellengefüge ergibt, das den Personalbedarf bestimmt. 
Abnehmender Personalbedarf und damit die Möglichkeit des Personal­
abbaus aus organisatorischen Gründen ist insbesondere dann zu erwar­
ten, wenn durch den Zusammenschluß von Unternehmen Synergie­
effekte erwartet werden, die aus der Zusammenlegung von Positionen 
resultieren, wenn Führungsebenen im Rahmen der Enthierarchisierung 
von Organisationsstrukturen (Bleicher 1987) wegfallen oder reduziert 
werden oder wenn im Rahmen von Gemeinkostenwertanalysen (Roever 
1982) insbesondere die Organisationsstrukturen in den Verwaltungsbe­
reichen vereinfacht werden sollen. 

Die Investitionsplanung bildet ein wichtiges Bindeglied zwischen der 
Produktions-, der Finanz- und der Personalplanung. Im Hinblick auf 
Aspekte des Personalabbaus ist insbesondere von Bedeutung, daß durch 
die Vorgabe von Produktionskapazitäten der je nach Auslastung maxi­
mal mögliche Personalbedarf in mehreren Perioden determiniert wird. 
Kommt der Finanzplanung primär eine koordinierende Funktion zu, 
weil angesichts oftmals knapper finanzieller Ressourcen eine Verteilung 
der Gesamtmittel auf die einzelnen Teilpläne vorzunehmen ist (z, B. im 
Hinblick auf eventuell erforderliche Sozialpläne), bestimmt die Produk­
tions- und die Absatzplanung im Hinblick auf die zu produzierenden 
und abzusetzenden Mengen, die Produktionsmethoden und die Pro­
dukttechnologie insbesondere bei rückläufiger Beschäftigung primär in 
materieller und sachlicher Hinsicht, welche Aktivitäten zur Personal­
erhaltung bzw. zur Personalfreisetzung erforderlich sind. 

Personalabbau rechtzeitig zu erkennen, ggf. durch gezielte Maßnahmen 
zu vermeiden oder aber auch, weil im Rahmen struktureller Verände­
rungen als unvermeidbar angesehen, planvoll zu steuern, setzt einen 
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möglichst hohen Integrationsgrad der Personalplanung voraus. Insofern 
ist sie mehr als das derivative Nebenprodukt anderer Teilplanungen, 
aber andererseits auch nicht in einem ökonomischen soziotechnischen 
System als Selbstzweck zu begreifen. Handlungsspielräume sind um so 
größer, je länger die zeitliche Orientierung der betrieblichen Teilplanun­
gen einschließlich der Planung des Personalabbaus ist. Insofern besteht 
grundsätzlich ein positiver Zusammenhang zwischen (Lang-)Fristigkeit 
und der Vermeidung von Unsicherheit. 

Personalabbauplanung ist somit zumindest in mittelfristige Zusammen­
hänge einzubinden: Einerseits sollten für den ungünstigsten Eventualfall 
„wenigstens grobe Strategien zur Vermeidung von Entlassungen oder 
Schadensminderungsstrategien für die Beteiligten bei Entlassung" {Mag 
1986 , S. 188) vorhanden sein. Andererseits gibt es oft bei einer rückläu­
figen Entwicklung des Personalstandes die Konstellation, daß die 
Anzahl der ohnehin erfolgenden Personalabgänge, z. B. wegen Erreichen 
des Rentenalters, Beförderungen und Versetzungen in andere Teile der 
Unternehmung u. U. größer ist als ein ermittelter Freisetzungsbedarf, 
der sich aus der Differenz zwischen dem Sollbedarf und dem derzeiti­
gen Istbestand ergibt. Sich hieraus ergebende Steuerungsmöglichkeiten 
setzen jedoch eine rechtzeitige Planung voraus. Entsprechendes gilt für 
die Schaffung von Personalreserven, die u. U. aus strategischen Gründen 
erforderlich sein können, ebenso wie für beschäftigungspolitische
Reaktionen, die sich auf andere betriebliche Teilplanungen beziehen: Im 
Rahmen der Produktionsplanung ist es etwa denkbar, die Lagerhaltung 
vorübergehend zu erweitern oder Reparaturaufgaben vorzuziehen
(RKW 1978) . Erst vor diesem.planerischen Hintergrund ist eine trans­
parente, nachvollziehbare und verstehbare Prognose von Personalfrei­
setzungen möglich. 

6. Behandlung von Freisetzungen 

Freisetzungen sind vielfältigen Rechtsvorschriften unterworfen. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn außerbetriebliche Freisetzungen beabsich­
tigt sind. Dieser Rechtsrahmen bezieht sich sowohl auf das individuelle 
als auch auf das kollektive Arbeitsrecht. 

Zum individuellen Arbeitsrecht gehört insbesondere das Kündigungs­
schutzgesetz (KschG), das z. B. die Rechtsunwirksamkeit von Kündigun­
gen beschreibt und einen Kündigungsschutz bei Massenentlassungen 
bietet (§§ 1 7 - 2 2 ) , das Arbeitsplatzschutzgesetz (ArbPlSchG) im Hinblick 
auf die Ableistung des Grundwehrdienstes und von Wehrübungen, das 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG), welches die berufliche Mobilität verbes­
sern und die Beschäftigung sichern soll (§§ 2 5 - 6 2 ) , das Berufsbildungs-
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gesetz (BBiG) im Hinblick auf begriffliche und institutionelle Grundla­
gen der beruflichen Aus- und Weiterbildung, die Arbeitszeitordnung 
(AZO), durch die die Höchstgrenzen der Arbeitszeit und mögliche For­
men ihrer Verteilung festgelegt werden, das Mutterschutzgesetz 
(MuSchG), welches z. B. einen Kündigungsschutz während der Schwanger­
schaft vorsieht, und das Schwerbehindertengesetz (SchwbG), das eine 
Kündigung nur nach vorheriger Zustimmung der Hauptfürsorge zuläßt. 

Aus dem Bereich des kollektiven Arbeitsrechts ist insbesondere das 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) i. d. F. von 1 9 7 2 von Bedeutung. Es 
sieht nicht nur ein Beratungsrecht bei der Personalplanung vor, sondern 
enthält, sofern es sich um Betriebsänderungen handelt, die Bestimmun­
gen der §§ 1 1 1 - 1 1 3 BetrVG In diesem Zusammenhang gibt es Bera­
tungsrechte bei der Aufstellung eines Interessenausgleichs und Mitbe­
stimmungsrechte bei der Erstellung eines Sozialplanes, die zwar im 
Rahmen der Mitwirkung des Betriebsrates in wirtschaftlichen Angele­
genheiten unterhalb der „vollen" Mitbestimmung einzuordnen sind, 
jedoch den Arbeitgeber oftmals faktisch zwingen, mit dem Betriebsrat 
eine Einigung über die vorzunehmenden Maßnahmen zu finden. Viel­
fach gibt es Betriebsvereinbarungen, durch die individuelle Schutzrechte 
oder kollektive Mitwirkungsrechte, etwa für bestimmte Mitarbeiter­
gruppen oder im Hinblick auf die Sozialauswahl bei Betriebsänderungen 
noch weiter gefaßt werden. Tarifvertragliche Regelungen, wie z.B. 
Rationalisierungsschutzabkommen sowie gesetzliche Regelungen (z. B. 
die „59er-Regelungw oder das Vorruhestandsgesetz) gehen in eine ähnli­
che Richtung. 

Wie bereits ausgeführt, gibt es eine Reihe von indirekten Maßnahmen 
des Personalabbaus, welche von innerbetrieblichen Freisetzungsmaß­
nahmen nur graduell zu trennen sind. Oftmals ist es im wahrsten Sinne 
des Wortes primär ein akademisches Problem, ob z. B. eine Versetzung 
personell gesehen der Personalentwicklung und individuellen Karriere­
planung dient oder positionell mit einem Personalabbau verbunden ist. 
Hinzu kommen die Beachtung und Umsetzung einschlägiger Schutzge­
setze, Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen, z. B. für ältere Arbeit­
nehmer und Schwerbehinderte bei Rationalisierungsschutzabkommen. 
Die Schaffung von Arbeitsplätzen für leistungsgeminderte Arbeitneh­
mer kann ebenfalls im Rahmen des betriebswirtschaftlich Sinnvollen als 
Möglichkeit angesehen werden, um außerbetriebliche Freisetzungen zu 
vermeiden. Betrachtet man die überbetrieblichen Maßnahmen zur wei­
teren Verwendbarkeit freigesetzter Arbeitnehmer, so ist insbesondere 
bei Führungskräften das Outplacement zu nennen. Hinzu kommen 
Maßnahmen in der Regie der Bundesanstalt für Arbeit, die in letzter 
Zeit auch im Zusammenhang mit firmenbezogenen Regelungen und 
darüber hinaus auch in den neuen Bundesländern an Bedeutung zuge-
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nommen haben und insbesondere darauf abzielen, daß Mitarbeiter 
durch den Erwerb veränderter oder neuer Qualifikationen dem Arbeits­
markt wieder zur Verfügung zu stehen. 

7. Sozialpläne und Beschäftigungspläne 

Sozialpläne sind mittlerweile ein weitverbreitetes personalwirtschaftli­
ches Instrument, um die Folgen von Betriebsänderungen, insbesondere 
hinsichtlich eines Personalabbaus, sozial abzufedern. Beschäftigungs­
pläne sind hingegen in den alten Bundesländern weitaus seltener vorzu­
finden. Sie werden auch noch nicht so lange diskutiert, sei es in der 
Theorie (z. B. Personalwirtschaftslehre, Industrial Relations), sei es auf 
der praktischen Ebene (z.B. Tarifvertragsparteien, Personalmanage­
ment). 

Sozialpläne haben vielfache Auswirkungen auf den externen Arbeits­
markt. Dies wird unmittelbar deutlich, wenn man an vorgezogenen 
Ruhestand oder an Abfindungsregelungen denkt. Aber auch auf dem 
internen Arbeitsmarkt sind vielfältige Auswirkungen denkbar. Bei 
Beschäftigungsplänen ist es eigentlich umgekehrt: Sie sollen den inter­
nen Arbeitsmarkt ausgleichen und haben damit auch Auswirkungen auf 
den externen Arbeitsmarkt. 

Im folgenden sollen speziell die Auswirkungen beider Konzepte auf den 
internen Arbeitsmarkt diskutiert und dabei entdeckte Zusammenhänge 
in thesenartiger Form zusammengestellt werden. Zunächst sollen
jedoch noch kurz einige begriffliche Grundlegungen erfolgen und
einige Hinweise über die Verbreitung von Sozial- und Beschäftigungs­
plänen gegeben werden. 

Gemäß § 112 I Satz 2 BetrVG handelt es sich bei einem Sozialplan um 
die „Einigung über den Ausgleich oder die Milderung der wirtschaftli­
chen Nachteile, die den Arbeitnehmern infolge der geplanten Betriebs­
änderung entstehen". Dabei kann der Betriebsrat - unabhängig von 
einem Interessenausgleich - vom Arbeitgeber die Aufstellung eines 
Sozialplanes verlangen. Kommt hierbei keine Einigung auf dem Ver­
handlungswege zustande, so entscheidet die Einigungsstelle verbindlich. 

Beschäftigungspläne gehen über einen Sozialplan hinaus. Neben den 
üblichen Sozialplan-Komponenten enthalten sie eine Qualifizierungs­
und oft auch eine Diversifikationskomponente, um auf diese Weise 
langfristig die Existenz von Arbeitsplätzen zu sichern. Ein Beschäfti­
gungsplan führt somit bedingt zur Entlassung von Arbeitnehmern, da 
er ein Instrument zur Überbrückung der Arbeitslosigkeit durch Qualifi­
zierungsmaßnahmen darstellt. 
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Wie eingangs bereits angedeutet, sind externer und interner Struktur­
wandel eng miteinander verknüpft. Entsprechendes gilt für den exter­
nen und den internen Arbeitsmarkt, wobei im Hinblick auf letzteren 
insbesondere die folgenden Gesichtspunkte von Interesse sind: 

- die Besetzung von vakanten Stellen durch Versetzung bereits im 
Unternehmen Beschäftigter, ggf. in Verbindung mit Umschulung 
oder betrieblicher Weiterbildung; 

- die Qualifikationsstruktur der Arbeitnehmer; 
- qualitative Aspekte des internen Arbeitsmarktes, z. B. die Zusammen­

setzung der Belegschaft, Problemgruppen usw.; 
- quantitative Aspekte des internen Arbeitsmarktes, z. B. die mengen­

mäßige Verteilung der Arbeitsplätze auf Standorte, Anzahl von Voll-
und Teilzeitarbeitsplätzen usw. 

Bevor einige Zusammenhänge zwischen Sozial- und Beschäftigungsplä­
nen sowie den Merkmalen des internen Arbeitsmarktes näher darge­
stellt werden, soll zunächt noch auf die Verbreitung dieser Regelungen 
eingegangen werden. 

Nach einer Untersuchung des Instituts der Deutschen Wirtschaft (Hem­
mer 1988 , S. 35 ff.) werden Sozialpläne insbesondere bei folgenden 
Sachverhalten erstellt: 

- Einschränkung und Stillegung des ganzen Betriebs 
oder von wesentlichen Betriebsteilen 4 5 , 5 % 

- Personalminderung 3 5 , 4 % 
- Verlegung des ganzen Betriebs oder von Betriebsteilen 1 5 , 5 % 
- Zusammenschluß mit anderen.Betrieben 1 ,8% 
- Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden 

und Fertigungsverfahren. 1 ,8% 

Damit wird deutlich, wie eng der Sozialplan mit personellen Folgewir­
kungen verbunden ist, wobei Betriebsstillegungen und Personalminde­
rungen eindeutig dominieren. 

1985 wurde der erste Beschäftigungsplan zwischen der IG Metall und 
der Grundig AG abgeschlossen. Mittlerweile beläuft sich die Zahl der 
Vereinbarungen auf etwa 30 , und dies vorwiegend im Metallbereich, 
bei Elektronikfirmen sowie in der Stahlindustrie (Bosch 1989 , S. 2 0 0 f.). 
Die z. Z. laufenden Überlegungen in den neuen Bundesländern sind 
dabei noch nicht berücksichtigt. 

Dabei stehen die in Tabelle 1 (S. 630 ) wiedergegebenen beschäftigungs­
politischen Überlegungen im Vorderungrund. 

Die bislang bestehenden Beschäftigungspläne können wiederum dahin­
gehend unterschieden werden, daß während der Dauer der Qualifizie­
rung das bisherige Beschäftigungsverhältnis unbefristet weiterläuft 
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Tabelle 1: Quantitative und qualitative Aspekte von Beschäftigungsplänen 
(nach Bosch 1989 , S. 198) 

Arbeitskräfte 
quantitativ: Arbeitszeitvariation 

(Überstunden, Kurzarbeit, 
Arbeitszeitverkürzung) 

qualitativ: Qualifizierung7 Um- und 
Versetzungen 

Arbeitsplätze 
quantitativ: Ausdehnung / Einschränkung 

der Produktion im Unternehmen 
qualitativ: Diversifizierung der Produktion 

oder zeitlich befristet wird. Dem stehen Modelle gegenüber, bei denen 
der Arbeitnehmer während der Qualifizierung aus seinem bisherigen 
Unternehmen ausscheidet und für die Zeit danach eine Wiedereinstel-
lungszusage oder eine lediglich moralisch geltende Wiedereinstellungs-
verpflichtung besteht (Bosch 1989 , S. 2 0 4 ) . 

8 . Sozialplan und interner Arbeitsmarkt 

Im „NormalfaU" vollzieht sich der Personalabbau mit Hilfe eines So­
zialplans mittels Abgängen aus dem Unternehmen auf den externen 
Arbeitsmarkt. Insbesondere bei guter Ertragslage handelt es sich um 
den bequemsten Weg für ein Unternehmen, den Abbau von Arbeitsplät­
zen zu flankieren. Umgekehrt ist es bei einer schlechten Ertragslage 
durchaus möglich, daß „komfortable" Sozialplanregelungen in einem 
Betriebsteil existenzgefährdend für das Gesamtunternehmen sein kön­
nen. Allerdings dürften deutliche Ertragsrückgänge auf längere Sicht 
zum „Abspecken" von Sozialplanregelungen führen, wenn gewisse 
Remanenzerscheinungen auch nicht auszuschließen sind. 

Kommen wir noch einmal auf Unternehmen mit einer durchaus guten 
Ertragslage zurück, so zeigen die von uns untersuchten Fälle, daß recht 
weitgehende finanzielle Regelungen getroffen wurden. Dies betraf 
einerseits Abfindungen, bei denen Beträge bis zu D M 120 0 0 0 , — 
bezahlt oder vorzeitiger Ruhestand, der oftmals ab 58 Jahren möglich 
ist (in einigen Branchen auch für frühere Jahrgänge), vereinbart wurde. 
Im Montanbereich sind Frührenten schon ab 5 0 Jahren möglich, wobei 
öffentliche Finanzhilfen üblich sind. Darüber hinaus sind Frühverren-
tungen ab dem 58 . Lebensjahr vielfach mit öffentlichen Zahlungen ver­
knüpft, insbesondere Leistungen der Arbeitsverwaltung^ so daß die 
Neigung der Unternehmen nachvollziehbar ist, Sozialplankosten nicht 
allein zu übernehmen. 
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Aber auch wenn keine öffentlichen Mittel in Anspruch genommen wer­
den, „rechnen" sich Sozialpläne oftmals recht schnell: Stellt man näm­
lich den (durchaus beachtlichen) Sozialplankosten die Einsparungen 
gegenüber, die sich durch Rationalisierungseffekte und den Wegfall von 
Personalkosten ergeben, dann hat sich ein Sozialplan vielfach auf mit­
telfristige Sicht (ca. 2 bis 3 Jahre) „amortisiert". 

Dies erklärt wohl auch die weite Verbreitung von Sozialplänen und das 
damit verbundene „Krisenmanagement" zwischen Unternehmensleitung 
und Betriebsrat. Dabei steht der interne Arbeitsmarkt weniger im akti­
ven Interesse der Beteiligten; eher sind Auswirkungen auf den internen 
Arbeitsmarkt festzustellen, die auf Sozialpläne zurückzuführen sind. 

Versetzungsangebote gehören durchaus zum „Standard-Repertoire" 
eines Sozialplans. Allerdings findet sich in der Regel die einschränkende 
Formulierung, daß Versetzungen nur dann erfolgen, wenn dies aus 
„betrieblichen Gründen möglich" ist. 

Nur selten sind Regelungen in den von uns untersuchten Sozialplänen 
zu finden, welche die Versetzungsbereitschaft der Arbeitnehmer erhö­
hen könnten (z. B. Mobilitätsprämien, Hilfen bei der Wohnungssuche 
am neuen Arbeitsplatz, großzügige Umzugskostenregelungen). Üblicher 
sind hingegen Karenzzeitregelungen, die die Abstufung in niedrigere 
Lohngruppen ausgleichen sollen. Von einem aktiven „Inplacement" ist 
man jedoch noch weit entfernt, obwohl z. B. Angebote der flankieren­
den Weiterbildung die Versetzungsfähigkeit der Arbeitnehmer erhöhen 
würden. 

Ergebnisse einer Untersuchung von Witte über die Folgen einer größe­
ren Personalabbaumaßnahme in einem süddeutschen Industrieunter­
nehmen deuten ebenfalls in diese Richtung (vgl. Tabellen 2 und 3, 
S . 6 3 2 ; Witte 1987 , S . 5 5 ) . 

Allerdings ist die Bereitschaft der Arbeitnehmer zur Versetzung generell 
relativ gering. Sie ist bei den von uns untersuchten Fällen im Verwal-

Tabelle 2: Alternativen zur Entlassung, Wünsche der Betroffenen 

Was hätte das Unternehmen tun sollen, statt Sie zu entlassen? 

absolut in % 
O Arbeitsstelle in einem anderen Werk 

außerhalb der Stadt anbieten 
Arbeitsstelle in einem anderen Werk 
in der gleichen Stadt anbieten 
Befristeten Arbeitsvertrag anbieten 
Umschulung für eine andere Tätigkeit 
im Unternehmen 

59 6,7 

O 

O 

o 

201 
87 

22,7 

9,8 

267 30,1 
10,8 O Teilzeitarbeit anbieten 98 
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Hat man Ihnen damals einen anderen Arbeitsplatz im Unternehmen 
angeboten? 

absolut in % 

Nein 620 72,3 

Ja, aber nicht angenommen, weil 237 27,7 
davon: 

O besseres Angebot anderer Firma vorhanden 34 14,3 
O Bezahlung zu gering 30 12,7 
O Schichtarbeit 40 16,9 
O Tätigkeit nicht zusagte 80 33,8 
O Entfernung von der Wohnung zu weit 58 24,5 
O ein Teil der Abfindung verlorengegangen wäre 31 13,1 

tungsbereich größer als bei Mitarbeitern aus der Produktion. Sie ist bei 
an- und ungelernten Arbeitern in der Regel geringer als bei Facharbei­
tern oder Akademikern. Sie nimmt darüber hinaus mit fortlaufender 
räumlicher Entfernung vom bisherigen Arbeitsplatz ab. Hinzu kommt, 
daß interne Umstrukturierungen arbeitnehmerseitig durch überhöhte 
Forderungen nach einem totalen Kündigungsschutz blockiert werden 
können. 

Trotzdem stimmt es nachdenklich, daß das Angebot von Ersatz-Arbeits­
plätzen durch den Arbeitgeber offensichtlich selten aktiv betrieben 
wird, indem z.B. Entlassungsalternativen gründlicher bedacht und 
rechtzeitig in Überlegungen zur Personalplanung eingebracht werden. 
Das Ausscheiden von Mitarbeitern im Rahmen von Sozialplan-Aktio­
nen kann durchaus erhebliche Auswirkungen auf die Belegschaftsstruk­
tur haben. Sowohl die Annahme von Abfindungsangeboten durch aus­
scheidungswillige Arbeitnehmer als auch die soziale Auswahl bei 
betriebsbedingten Kündigungen (u. a. Kriterien wie Alter, Betriebszuge­
hörigkeit, Kinderzahl) können dazu führen, daß aus betrieblicher Sicht 
die „falschen" Mitarbeiter (Leistungsträger) gehen müssen. Mögliche 
Auswirkungen auf die interne Altersstruktur werden deutlich, wenn 
man sich am Beispiel der Untersuchung von Hemmer vergegenwärtigt, 
welche Altersgruppen primär ausscheiden (vgl. Tab. 4 ; Hemmer 1 9 8 8 , 
S. 76) . 

Tabelle 4: Altersstruktur der ausgeschiedenen Arbeitnehmer 

Altersklassen in Prozent 

unter 20 Jahre 2 
20 bis unter 30 Jahre 23 
30 bis unter 40 Jahre 21 
40 bis unter 50 Jahre 22 
50 Jahre und älter 33 

Insgesamt 100 

Tabelle 3: Versetzungsangebote bei Personalabbaumaßnahmen 
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Ein hoher Anteil an vorgezogenen Verrentungen bei Personalabbau­
maßnahmen verhindert dagegen eine Verschlechterung der Altersstruk­
tur, und die Vermeidung der sozialen Auswahl bei betriebsbedingten 
Kündigungen trägt zu einer etwa gleichbleibenden Qualifikationsstruk­
tur der Belegschaft bei (Femppel 1989 , S. 157) . 

Bei sehr umfangreichen Personalreduktionen entsteht für das interne 
Arbeitskräftereservoir allerdings unvermeidlich ein enormer Abfluß an 
betriebsspezifischem Know-how (Maurer 1989 , S. 159 f.) und qualifizier­
ten Fachkräften. Eine Fallstudie aus dem Montanbereich illustrierte 
diese Problematik anschaulich: Mit dem Abschluß einer Frühverren-
tungsregelung ab dem 50 . Lebensjahr ging dem Unternehmen eine 
ganze Mitarbeitergeneration verloren. 

Andererseits konnte durch diese Regelung im Montanbereich ein fakti­
scher Kündigungsverzicht erreicht werden, der in unseren Fallstudien 
noch in zwei weiteren Variationen praktiziert wurde: 

- In einem Unternehmen der Automobilbranche konnte aufgrund von 
relativ überschaubaren Produktionsverlagerungen intern für jeden 
der 150 betroffenen Mitarbeiter ein anderer Arbeitsplatz bereitge­
stellt werden. Hierbei erfolgte neben einer rechtzeitigen Personalpla­
nung (verzahnt mit der Investitionsplanung) auch eine sehr frühe 
und umfassende Einbeziehung des Betriebsrats. Die Einbindung des 
Betriebsrats und die Nutzung seiner Einfluß- und Beratungsmöglich­
keiten zur Förderung der Mitarbeitermobilität setzten jedoch souve­
räne und kooperative Arbeitnehmervertreter sowie geradezu „har­
monische" Beziehungen zum Arbeitgeber voraus (Staehle/Osterloh 
1986) . 

- Interne Umstrukturierungen können aber auch dann ohne externe 
Effekte vollzogen werden, wenn das Qualifikationsniveau der betrof­
fenen Arbeitnehmer sehr hoch ist. Dieses gilt z.B. für ein von uns 
untersuchtes Unternehmen im Bereich Bürokommunikation. Die 
Mitarbeiter in der Produktion wiesen hier in der Regel das Abitur 
als Grundqualifikation auf, so daß umfangreiche Umschulungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen erfolgreich durchgeführt werden konn­
ten. Aufgrund der guten Ertragslage des Unternehmens und des 
hohen Bedarfs an qualifizierten Fachkräften in anderen Unterneh­
mensbereichen spielte der Kostenaspekt in diesem Fall eine eher 
sekundäre Rolle. 

Die Notwendigkeit, qualifizierte Mitarbeiter und deren Know-how 
gerade in der Unternehmenskrise oder in Zeiten grundlegender 
Umstrukturierung zu halten, kann als wichtiges Argument für eine Ver­
änderung bzw. Ergänzung der üblichen Sozialplan-Inhalte herausge­
stellt werden. 
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9 . Beschäftigungsplan und interner Arbeitsmarkt 

Bei einem umfassenden Beschäftigungsplan können drei Maßnahmen­
pakete unterschieden werden: 

- eine Diversifikationsstrategie, 
- eine Qualifikationsstrategie und 
- die üblichen Sozialplanregelungen (Vorruhestand etc.). 

Es ist somit wichtig festzustellen, daß die Entwicklung eines Beschäfti­
gungsplans keinen Verzicht auf traditionelle Sozialplan-Inhalte bedeu­
tet. Oft haben letztere auch bei Unternehmen mit Beschäftigungsplänen 
eine größere Bedeutung als die strukturverändernden Komponenten, so 
daß zum Teil allenfalls von einer Ergänzungsfunktion im „kosmeti­
schen" Sinne gesprochen werden kann. 

Inwieweit Diversifikations- und Qualifikationsstrategien zur Problem­
lösung beitragen können, ist u. a. unabhängig von der Alters-, Qualifi-
kations-, Produktions- und Krisenstruktur des jeweiligen Unterneh­
mens. 

Nach den bisherigen Erfahrungen zeigen Diversifikationsbestrebungen 
kaum meßbare Erfolge, da es mit ihnen bislang nicht gelungen ist, lang­
fristig das interne Stellenangebot zu erhöhen oder zu sichern. Die 
Arbeit der Kommission „Neue Produktlinien" der Grundig AG wurde 
beispielsweise durch die folgenden Rahmenbedingungen erschwert: 

- Die Unternehmensleitung zeigte nur eine geringe Bereitschaft, die 
Initiativen der Kommission zu unterstützen. Ernstzunehmende Dis­
kussionen über Alternativkonzepte waren vor diesem Hintergrund 
kaum möglich. 

- Experten aus dem Bereich „Forschung und Entwicklung" wurden 
nicht in die Kommission entsandt, so daß es an wissenschaftlich­
technischem Know-how mangelte. 

Die Arbeitnehmer-Initiativen zur Produktdiversifikation werden viel­
fach bereits dadurch im Ansatz behindert, daß sich die Unternehmens­
leitungen „nicht in die Karten sehen lassen" wollen und jegliche Infor­
mationen über die geplante Unternehmensstrategie vorenthalten. Eine 
Ursache für diese Zurückhaltung liegt unseren Erfahrungen nach darin, 
daß die Unternehmensleitungen „Begehrlichkeiten" der Betriebsräte 
hinsichtlich einer erweiterten Mitwirkung bei Investitionsentscheidun­
gen und in der Produktpolitik befürchten. 

Ziel der Qualifikationskonzepte soll es sein, vorrangig jene Arbeitneh­
mergruppen im Betrieb anzusprechen und zu fördern, die besonders 
von Arbeitsplatzverlusten bedroht sind. Als Problemgruppen sind in 
diesem Zusammenhang vor allem an- und ungelernte Arbeiter, ältere 
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oder ausländische Arbeitnehmer sowie Frauen zu bezeichnen, da sie 
häufig nur über ein niedriges Bildungsniveau und eine geringe Mobili­
tät verfügen. 

Die bislang realisierten Qualifikationsprogramme haben eine Überbrük-
kungsfunktion für die teilnehmenden Arbeitnehmer, denn sie verhin­
dern den drohenden Arbeitsplatzverlust für die Dauer der Maßnahme. 

Probleme treten allerdings häufig schon bei der Auswahl der Teilneh­
mer auf, da sie gewissermaßen den „Beigeschmack einer Kündigungs­
liste" (Bosch 1989 , S. 2 0 5 ) hat. Jüngere Arbeitnehmer zeigen nur wenig 
Interesse an Qualifizierungsmaßnahmen; somit werden vorwiegend jene 
Arbeitnehmer in die Qualifizierung geschickt, die im Betrieb und am 
Arbeitsmarkt die schwächste Position innehaben. Die Unternehmen ver­
suchen, über die Auswahlkriterien für die Qualifikationsmaßnahmen 
jene Arbeitnehmer herauszufiltern, die man über die soziale Auswahl 
im Rahmen einer betriebsbedingten Kündigung nicht entlassen könnte. 
Wenn - wie in einem Unternehmen der Stahlindustrie geschehen -
6 0 % der Teilnehmer einer Maßnahme nach deren Abschluß direkt in 
den Vorruhestand gehen, darf der Sinn und Erfolg solcher Qualifizie­
rungsprogramme wohl bezweifelt werden. 

Eine Qualifikationsstrategie erfüllt also nur dann ihren Zweck, wenn 
für die Arbeitnehmer nach der Maßnahme ein adäquater Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht. Dies bestätigt wiederum unsere These, daß ein 
interner Personalausgleich nur dann langfristig praktikabel sein kann, 
wenn kein nachhaltiger Beschäftigungseinbruch in einem Unternehmen 
erfolgt. Bei umfangreichen Umstrukturierungen ist zumeist kein ent­
sprechender interner Arbeitskräftebedarf vorhanden, so daß sich die 
„weitergebildeten" Arbeitnehmer schließlich doch am externen Arbeits­
markt bewerben müssen, zumal ja, wie bereits dargelegt, die Entwick­
lung neuer Produktlinien in der Regel scheitert und nur ein Teil der 
Beschäftigungspläne eine Weiterbeschäftigung nach Abschluß der Qua­
lifizierungsmaßnahme vorsieht. Andererseits hat der Arbeitnehmer 
immerhin eine konkrete Chance auf einen neuen Arbeitsplatz. 

Auch die Gründung von Beschäftigungsgesellschaften zur Aufnahme der 
überzähligen Absolventen von Qualifikationsprogrammen kann, wie 
unsere Erfahrungen in den alten Bundesländern zeigen, nur als „Not­
lösung" in besonderen Situationen fungieren und ist überdies mit viel­
fältigen Problemen behaftet. 

Insofern zeigen eigene Untersuchungen folgende Probleme bei der 
praktischen Umsetzung von Qualifikationsstrategien: 

• Es werden zum einen große Diskrepanzen deutlich zwischen den 
Weiterbildungsvoraussetzungen und den Qualifikationswünschen der 
betroffenen Arbeitnehmer. Da es sich zumeist um an- oder unge-
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lernte Arbeiter handelt, fehlen hier in der Regel wichtige Grundvor­
aussetzungen für eine Ausbildung, z. B. ein Schulabschluß. Eine Aus­
bildung zum EDV-Kaufmann oder Techniker beispielsweise ist 
jedoch ohne Schulabschluß nicht durchführbar, so daß zunächst eine 
Vorförderung angeboten werden müßte. 

• Andererseits sind aber auch große Differenzen zwischen den Qualifi­
kationswünschen der Arbeitnehmer und dem Qualifikationsbedarf des 
Unternehmens festzustellen. 

• Als problematisch ist auch die Formulierung von zum Teil sehr hoch­
gesteckten Qualifizierungszielen zu beurteilen, da diese sich nicht an 
den Möglichkeiten der gefährdeten Arbeitnehmergruppen orientie­
ren. Ursächlich hierfür ist wohl ein gewisses „Desinteresse" der 
Unternehmen, adäquate Qualifikationspläne zu entwickeln, zumal 
man gerade die oben genannten Problemgruppen nicht zur zukünfti­
gen Kernbelegschaft zählt. 

• Die meisten Unternehmen betreiben noch immer eine unzureichende 
Bildungs- und Peronalentwicklungsplanung. Die Bildungsbereitschaft 
in den Betrieben ist äußerst gering, da sie - zumindest gilt dies für 
den Großteil der Belegschaft - kaum gefordert und gefördert wurde. 

• Häufig werden Umschulungen in völlig fach- und branchenfremden 
Berufen von der Unternehmensleitung bewußt forciert, da man 
hofft, daß die Arbeitnehmer danach in einer anderen Branche Arbeit 
finden und eine Weiterbeschäftigung überflüssig wird. Vielen Arbeit­
nehmern fällt jedoch aufgrund einer starken Identifikation mit dem 
bisherigen Arbeitgeber und dem bislang ausgeübten Beruf die
Umstellung nicht leicht, zukünftig in einem völlig anderen berufli­
chen Umfeld arbeiten zu müssen. 

Aufgrund dieser vielfältigen Diskrepanzen zwischen Anspruch und
Wirklichkeit überrascht es nicht, daß der Qualifizierungskomponente 
von Beschäftigungsplänen bislang nur in wenigen Fällen ein größeres 
Gewicht als den „traditionellen", externen Maßnahmen zukommt. 

10 . Zusammenfassung 

Interessenausgleich und Sozialplan sind insbesondere bei Unternehmen 
mit guter Ertragslage oder mit Zugangsmöglichkeiten zu staatlichen 
Unterstützungsleistungen der bequemere Weg, einen Personalüberhang 
abzubauen, da die Kosten hierfür relativ schnell eingeholt sind. 

Verhandlungen über Interessenausgleich und Sozialplan können recht 
langwierig sein - z. B. bei Einschaltung der Einigungsstelle - und sind 
u.U. mit einem negativen Presse-Image verbunden. Daher sind viele 
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Unternehmensleitungen bereit, den Forderungen der Arbeitnehmerver­
treter nach weiteren Zahlungen entgegenzukommen. 
Die Arbeitnehmervertretungen werden oft nicht rechtzeitig genug in 
die Planung von Betriebsänderungen eingebunden. Der Wille, sie umfas­
send genug zu informieren, beschränkt sich auf das juristisch Notwen­
dige; als taktisch wichtig erweisen sich Zeitpläne. 
Sozialpläne bewirken bzw. unterstützen in Krisenbranchen den notwen­
digen Strukturwandel nicht immer. Sie können ihn aufgrund des 
Abflusses von Know-how und Finanzmitteln sowie durch zeitliche Ver­
zögerungen durchaus auch behindern. 

Der interne Arbeitsmarkt ist bei größeren Umstrukturierungen, inbe­
sondere bei problematischer Quali f ikation- und Altersstruktur der 
Belegschaft, mit einer Selbstregulierung über Versetzungen überfordert. 
Als um so wichtiger erweist sich in diesen Fällen eine intensive Planung 
mit frühzeitiger Information der Arbeitnehmervertreter. 
Die Wirkung von Beschäftigungsplänen ist in der Praxis aufgrund des 
Scheiterns der Diversifikationsidee und vielfältiger Probleme bei der 
Qualifizierung bislang nicht so nachhaltig, wie sie sein könnte. 
Beschäftigungspläne können daher kein Ersatz für Sozialpläne sein, sie 
stellen jedoch eine wichtige inhaltliche Ergänzung dar, die es weiterzu­
entwickeln gilt. Hierzu sind insbesondere die betrieblichen Verhand­
lungspartner im Sinne einer verbesserten Information und Kooperation 
- aber auch öffentliche Institutionen in Hinsicht auf konzeptionelle 
und finanzielle Hilfen - aufgerufen. 
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